
Verhandlungsergebnis „Altersversorgung Metall und Elektro – eine 
gemeinsame Einrichtung von Gesamtmetall und IG Metall“ 
 
 
1. Gesamtmetall und IG Metall bilden eine gemeinsame Einrichtung zur ü

trieblichen Altersversorgung mit dem Titel „Altersversorgung Metall und  
Elektro – eine gemeinsame Einrichtung von Gesamtmetall und IG Metall“. Die 
Einrichtung wird in der Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts ge-
führt. 

berbe-

 
Die Geschäfte werden durch die Gesellschafter gemeinsam geführt. Die Ge-
sellschafter benennen je eine natürliche Person, die Rechte und Pflichten der 
Gesellschafter in der Geschäftsführung wahrnehmen. Diese beiden Personen 
vertreten die Gesellschaft gemeinsam nach Außen. Dazu gehören insbesonde-
re: 
 
- Abschluss und Änderung von Verträgen mit Betreibern von Durchfüh-

rungswegen (s. Nr. 2) 
 
- Beendigung von solchen Verträgen 

 
- Verträge mit Dritten, welche die Gesellschafter bei der Wahrnehmung von 

Kontrollaufgaben gegenüber den Finanzdienstleistern unterstützen. 
 

 
Für anfallende Kosten haften die Gesellschafter gesamtschuldnerisch. Die Fi-
nanzierung der gemeinsamen Einrichtung erfolgt durch Umlage auf die Betrie-
bergesellschaften / Finanzdienstleister. 

 
2. Die Gesellschaft beauftragt einen oder mehrere Finanzdienstleitsungsunter-

nehmen mit der Durchführung der Altersversorgung. Die Durchführungsege der 
Altersversorgung umfassen dabei Pernsionsfonds, Pensionskasse und Direkt-
versicherung . 

 
3. Die Gesellschaft bildet einen Beirat. Der Beirat wird von den beiden Gesell-

schaftern paritätisch (je 3) besetzt. Hinzu kommt der mit der Kontrolle (s. Nr. 1) 
beauftragte Dritte. 
 
In den Verträgen mit den Finanzdienstleistern wird festgelegt, dass der Beirat 
bei den Trägern der einzelnen Durchführungswege als Beirat mit empfehlen-
dem Charakter zu folgenden Punkten eingesetzt wird: 
 
- Entwicklung der Vermögensanlage, gegliedert nach Kapitalanlagegesell-

schaften 
 

- Entwicklung und Gestaltung von Pensionsplänen 
 

- Anwendung der vereinbarten Anlagegrundsätze entsprechend der Pensi-
onspläne. 
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4. In den Verträgen mit den Finanzdienstleistern wird aufgenommen, dass mehre-
re Kapitalanlagegesellschaften beauftragt werden. Die Vertragsgestaltung mit 
diesen Kapitalanlagegesellschaften erfolgt so, dass der mit der Kontrolle beauf-
tragte Dienstleister seine Kontrollfunktion wahrnehmen kann. Er hat das Recht, 
in den jeweiligen Anlageausschüssen nicht stimmberechtigtes Mitglied zu sein. 
 

5. Mit den beauftragten Finanzdienstleistern wird vertraglich vereinbart, dass der 
Beirat und der mit dem Controlling beauftragte Dritte jederzeit Auskunft und 
Einsicht in die entsprechenden Unterlagern verlangen können. Ebenso können 
Sonderprüfungen verlangt werden. 

 
6. Soweit die Verwaltung in einer von dem Finanzdienstleister gesonderten Ge-

sellschaft erfolgt, gelten Nr. 4 und 5 entsprechend. 
 
7. In den Verträgen mit den Finanzdienstleistungsunternehmen wird zudem si-

chergestellt, dass personenbezogene Daten im Rahmen des Versorgungswer-
kes von sonstigen personenbezogenen Daten von Dienstleistungsunternehmen 
gesondert verwaltet werden. 
 

8. Es werden nur solche Finanzdienstleister ausgewählt, die bei der Kapitalanlage 
ethische Belange, soziale Verantwortung und ökologische Nachhaltigkeit ge-
mäß § 115 Abs. 4 Versicherungsaufsichtsgesetz berücksichtigen. 
 

9. Die Auswahl der Finanzdienstleister wird durch ein geregeltes Ausschreibungs-
verfahren erfolgen. Die Ausschreibung erfolgt anhand eines Lastenheftes. 
 

10. Für die Ausschreibung gilt folgender Zeitplan: 
 

- Versand der Ausschreibungsunterlagen am 10.09.2001 an die Finanz-
dienstleistungsunternehmen, die von den Gesellschaftern einvernehmlich 
und abschließend bestimmt wurden. 
 

- Die Ausschreibungsfrist endet am 05.10.2001.  
 

- Die Gesellschafter beabsichtigen, sich bis Mitte November auf einen oder 
mehrere zu beauftragende Finanzdienstleister zu verständigen. 

 
11. Die von den Gesellschaftern einvernehmlich bestimmten Adressaten der Aus-

schreibungsunterlagen sind Gesellschaften, die über Erfahrung in der betriebli-
chen Altersversorgung verfügen und grundsätzlich geeignet erscheinen. 

 
Köln, den 4. September 2001 
 
 
 Für die IG Metall Für Gesamtmetall 
 


